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Sehr geehrter Herr  
 
durch Zufall haben wir kürzlich erfahren, dass Sie eine Anhörung zum Referentenentwurf einer 
Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung und zur Änderung der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung durchführen. Die Landkreise sind insbesondere als öffentlich-
rechtliche Entsorgungsträger und Träger der Unteren Wasserbehörden von den geplanten Än-
derungen direkt betroffen. Aus diesem Grund sehen wir es als notwendig an, den Landkreisen 
eine Möglichkeit zur Stellungnahme einzuräumen. Der Einbezug der Kommunen gewährleistet 
eine praxisnahe Rückmeldung zum Entwurf und trägt dazu bei, dass Regelungen vor Ort bes-
ser umsetzbar sind. Wir bitten dies in Zukunft zu beachten und übermitteln folgende Hinweise 
zu den Regelungen im Referentenentwurf. 
 
Grundsätzlich werden die geplanten Änderungen als geeignet eingestuft, zu einer weiteren 
Vereinheitlichung und Konkretisierung des Verordnungsvollzugs beizutragen und den Gewäs-
serschutz zu stärken. Wir sehen jedoch Änderungsbedarfe bei einigen vorgeschlagenen Re-
gelungen im Artikel 1 (Änderung der Abwasserverordnung), betreffend Nr. 1 (Anhang 23 An-
lagen zur biologischen Behandlung von Abfällen) und Nr. 2 (Anhang 27 Behandlung von Ab-
fällen durch mechanische, chemische, physikalische und sonstige Verfahren). 
 
Im jeweiligen Teil C werden die spezifischen Anforderungen an das Abwasser für die Einlei-
tungsstelle in das Gewässer definiert. Aus unserer Mitgliedschaft erreichte uns der Hinweis, 
dass es mit einem erheblichen Aufwand verbunden wäre, wenn künftig grundsätzlich im Teil 
C eine Analyse des Abwassers erforderlich sein sollte. Insbesondere ist eine Probenahme 
ausschließlich bei Niederschlagsereignissen in der Praxis kaum umsetzbar. Vor diesem Hin-
tergrund wird angeregt, auf die Verpflichtung zur Probenahme in bestimmten Fällen zu ver-
zichten. Dies betrifft zum einen Niederschlagsflächen von Lagerflächen im Anwendungsbe-
reich des Anhangs 23 (Teil A), sofern dieses landwirtschaftlich verwertet wird. Zum anderen 
sollte im Anwendungsbereich des Anhangs 27, Teil A, Absatz 1 Ziffer 3 (z. B. 
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Baustoffrecycling) auf eine Probenahme verzichtet werden können, wenn eine „ungefasste“ 
Versickerung erfolgt und die „freie Sickerstrecke“ gemäß DWA-A 138 mindestens einen Meter 
beträgt.  
 
Des Weiteren weisen wir darauf hin, dass im jeweiligen Teil B zahlreiche Anforderungen for-
muliert werden (Trennung der Abwasserströme, Wiederverwertung etc.), die zwar grundsätz-
lich fachlich nachvollziehbar sind, jedoch für Betriebe mit erheblichen praktischen und wirt-
schaftlichen Herausforderungen verbunden sein werden. Insbesondere Maßnahmen wie Ein-
hausungen, Flächenversiegelungen sowie zusätzliche Anforderungen an die Abwasserbepro-
bung und gegebenenfalls -behandlung führen zu einem erheblichen Zeit- und Kostenaufwand.  
 
In diesem Zusammenhang bitten Landkreise insbesondere um eine Konkretisierung des Be-
griffs „Schrottplätze“ in Anhang 27, Teil A, Absatz 1 Ziffer 3d des Entwurfs. Unklar ist, ob da-
runter auch Autorecyclinganlagen, Autoverwertungsanlagen sowie der Schrott- und Metall-
großhandel fallen. Außerdem ergibt sich die Frage, ob das reine Sortieren von Metallen, um 
diese sortenrein lagern zu können, unter die sonstige Behandlung von Abfällen fällt. Derzeit 
verfügen zahlreiche Firmen, die in diesen Bereichen tätig sind, über Lagerflächen, die nicht 
gegen die anfallenden Flüssigkeiten versiegelt, sondern geschottert oder gänzlich unbefestigt 
sind. Diese Praxis beruht auf der Einstufung des Umweltbundesamtes, nach der Metalle und 
Kunststoffe ohne wassergefährdende Anhaftungen als nicht wassergefährdend klassifiziert 
sind. Eine pauschale Forderung zur Versiegelung von Lagerbereichen von Schrottplätzen 
stünde somit im Widerspruch zur derzeitigen Praxis. Dementsprechend stellt sich die Frage, 
durch welche Art von Abwasserbehandlungsanalagen die Einhaltung der in Anhang 27 defi-
nierten Einleitungsbedingungen für betriebsspezifisch verunreinigtes Niederschlagswasser 
von Schrottplätzen zu vertretbaren Kosten dauerhaft und gesichert gewährleistet werden kann. 
 
Auf die Verpflichtung zur Abdichtung der Lagerfläche sollte auch verzichtet werden, sofern es 
sich um den oben erwähnten Anwendungsbereich des Anhangs 27, Teil A, Absatz 1 Ziffer 3 
(z. B. Baustoffrecycling) handelt und die Bodenbeschaffenheit den notwendigen Vorausset-
zungen entspricht. 
 
Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie unsere Anmerkungen berücksichtigen, und stehen für 
Rückfragen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung  

Beigeordneter 
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